
Niederschrift
über die   2. Sitzung des Ausschusses für Schule, Jugend,  

Soziales und Familie     

Sitzungstag: 08.03.2012
Sitzungsort: Foyer des Theaters Am Dannhalm 
Sitzungsdauer: 17:00 Uhr bis 18:40 Uhr

Teilnehmerverzeichnis: 

Vorsitzender

Bollmeyer, Matthias Dr. des.

Ausschussmitglieder

Andersen, Klaus für Frau Renate Huckfeld

Jong-Ebken, Roswitha de

Schüdzig, Herbert für Herrn Hans-Jürgen Lange

Schwanzar, Bernhard

Sender, Alfons

Vahlenkamp, Dieter

Grundmandat

Hartl, Arnulf

Hinzugewählte Mitglieder

Blank, Petra

Bruns, Erhard

Neumann, Christine
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Schwerdt, Hans Ulrich

Waculik, Heidi

Verwaltung

Dankwardt, Angela

Heeren, Andree Protokollführer

Meile, Manfred

Müller, Mike

Entschuldigt waren:

Vorsitzende

Huckfeld, Renate

Ausschussmitglieder

Lange, Hans-Jürgen

Tagesordnung:

TOP 1 Eröffnung der Sitzung

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 17:00 Uhr.

  

TOP 2 Feststellen der ordnungsgemäßen Ladung und der anwesenden 
Ausschussmitglieder

Der  Vorsitzende stellt  die  ordnungsgemäße  Ladung  und  die  Anwesenheit  der  oben 
genannten Ausschussmitglieder fest.

  

TOP 3 Feststellen der Beschlussfähigkeit

Der Vorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest.
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TOP 4 Feststellen der Tagesordnung

Der Vorsitzende  führt aus, dass der TOP 8 „Neufassung der Satzung der Stadt Jever 
über  die  Erhebung  von  Gebühren  für  die  Inanspruchnahme  von  Kindertagesstätten“ 
abgesetzt  werden  müsse.  Die  Neufassung  der  Satzung  als  auch  die  zu  erstellende 
Sitzungsvorlage sei seitens der Verwaltung noch in Bearbeitung. 

  

TOP 4.1 Kindertagesstättenbedarfsplanung der Stadt Jever;
Maßnahmen zur Umsetzung des Rechtsanspruches auf einen 
Krippenplatz
Antrag der CDU-Fraktion vom 23. Februar 2012
hier: Entscheidung über die Annahme des Antrages

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, ob die Tagesordnung um die Anträge der 
CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion und der BfB erweitert werden soll. 

Der Ausschuss beschließt einstimmig, diese Anträge zu beraten. 

  

TOP 5 Einwohnerfragestunde - Sitzungsunterbrechung -

Der Vorsitzende unterbricht die Sitzung, um anwesenden Bürgerinnen und Bürgern die 
Möglichkeit  zu  geben,  Fragen  von  allgemeinem  Interesse  an  Rat  und  Verwaltung  zu 
stellen. 

Frau Anja Petsch, 1. Vorsitzende des Stadtelternrates der Kindertagesstätten in Jever, 
fragt an:

1. Wer ist für den stufenweisen Ausbau zur Förderung unter 3-Jähriger gem. § 24 a SGB 
VIII zuständig?

2. Wurden die Ausbaustufen nach § 24 a SBG VIII jährlich beschlossen und der erreichte 
Ausbaustand jährlich festgestellt?

3. Wurde nach selbigem Paragraphen jährlich der Bedarf ermittelt und wenn ja wie?

4. Welche Ergebnisse hat die Bedarfsermittlung zur Kinderbetreuung unter 3-Jähriger der 
Stadt im Februar diesen Jahres gebracht?

Für eine schnelle Beantwortung wäre sie sehr dankbar und erinnert noch einmal an die 
Einführung des 14:00 Uhr-Dienstes im Klein Grashaus.
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Herr  Werner  Hölscher führt  aus,  dass  im  Falle  eines  Beschlusses  über  eine 
Zusammenarbeit mit den privaten Krippen im Mai letzten Jahres 35 weitere Krippenplätze 
hätten zur Verfügung gestellt werden können. Er fragt an:

1. Wäre dann die aktuelle Diskussion immer noch so groß und würde die Stadt Jever in  
diesem Falle  auch  über  den  ermittelten  Bedarf  von 55  Plätzen  weitere  Krippenplätze 
schaffen?
 
2. Die Krippen der privaten Einrichtungen arbeiteten nach § 45 SGB VIII. Nach welcher  
Vorschrift arbeiten die kirchlichen und städtischen Krippen?  
   
3. Sind die Maßnahmen am Kindergarten Ammerländer Weg bzgl. des zu erstellenden 
zweiten Fluchtweges zwischenzeitlich erledigt oder noch weiterhin offen?
 
4.  Warum  wurde  der  Rat  nicht  über  die  Existenzängste  der  Privaten  seitens  der 
Verwaltung  informiert,  obwohl  diese  in  einem  Pressegespräch  im  September  letzten 
Jahres deutlich gemacht wurden?

Abschließend merkt er an, dass er auf seine Fragen aus der letzten Ratssitzung noch 
keine Antwort erhalten hätte. 

Herr Stephan Beier erkundigt sich wie folgt:

1. Welche konkreten Maßnahmen plant die Stadtverwaltung, um die Betreuungssituation 
für unsere Kinder in Jever zum 1.7.2012 zu entschärfen?
 
2. Welchen Bedarf an Krippen-, Hort oder Kindergartenplätze haben Sie für 2012 / 2013 
ermittelt?
 
3. Wenn der Bedarf an Krippen-oder Hortplätzen ständig das Angebot überschreitet, so 
sieht das in meinen Augen nach schlechter Planung aus. Wer ist dafür verantwortlich?

4.  Welchen  Anteil  am  Gesamtbudget  der  Stadt  Jever  macht  die  Unterstützung  von 
Projekten im Rahmen des Ausbaus von Krippen- oder Hortplätzen aus?

Frau Geraldine Honing führt aus:

Wir sind eine von diesen über 30 Familien, die einen Antrag auf einen Hortplatz gestellt 
haben. Wie wir bereits erfahren haben, werden von 20 Plätzen maximal 4 zum Sommer  
frei.
Was gedenkt die Stadt Jever ganz konkret zu unternehmen, um die Betreuung unserer 
Kinder nach Schulschluss zu gewährleisten? Die Existenzen der Familien stehen alle auf 
dem Spiel, und wir benötigen ganz dringend Ihre Hilfe.

Frau Nadin Albers fragt an, warum es so schwierig sei, Räumlichkeiten für die 
Ferienbetreuung zu finden, und wann die Ferienbetreuung für 2012 sichergestellt sei. 

Frau Pearl Ballack fragt an:

Können wir damit rechnen, dass die Stadt Jever den Ausbau der Hortplätze zeitnah und 
nachhaltig vorantreiben wird, obwohl kein Rechtsanspruch auf einen Hortplatz besteht? 
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Ist mit einer qualitativ guten und verlässlichen Ferienbetreuung zu rechnen? Kann es Ziel  
einer  familienfreundlichen  Stadt  sein,  dass  Elternteile  aufgrund  fehlender  Urlaubstage 
nicht  mehr  die  Chance  erhalten,  beide  mit  ihrem  Kind  gemeinsame  Urlaubstage  zu 
verbringen?

Frau Nina Eilers merkt an, dass in Varel bereits private Krippen mit Zuschüssen der Stadt 
arbeiten würden. Warum sei dies in Jever nicht möglich. 

Herr Werner Hölscher führt aus, dass ihnen von der Stadt am 13.02.2012 der Entwurf 
eines  Kooperationsvertrages  ausgehändigt  worden  sei.  Warum  sei  es  nicht  möglich, 
entsprechend mit den Privaten zu kooperieren. 

Stadtoberamtsrat Müller führt aus, dass all diese Fragen nicht unmittelbar beantwortet 
werden  könnten.  Ergänzend  erklärt  er,  dass  ein  weiterer  Hortbetrieb  abhängig  vom 
städtischen Etat sei.  Die Ferienbetreuung werde auch diesjährig stattfinden. Hier habe 
man bereits Einigkeit  mit  der Diakonie erzielt.  Der von Frau Eilers benannte Verein in  
Varel sei mit der der dortigen Stadtverwaltung bereits auf dem Stand wie die Stadt Jever 
hier vor Ort mit dem Diakonischen Werk.  

  

Zuständigkeit des Rates:

TOP 6 Umsetzung des mit Wirkung vom 01. August 2013 geltenden 
Rechtsanspruches auf einen Krippenplatz

  

TOP 6.1 Festlegung der weiteren Vorgehensweise der Stadt Jever zur Erfüllung 
des Rechtsanspruches auf einen Krippenplatz ab 01. August 2013
Vorlage: BV/0087/2011-2016

Herr Andersen führt aus, dass sich die CDU-Fraktion sehr mit der Thematik beschäftigt 
habe. Seine Fraktion habe daher einen Beschlussvorschlag  erarbeitet. Er beantrage 
hierüber abzustimmen. Sodann verliest er folgenden Beschlussvorschlag mit Begründung: 

1. Die  Stadt  Jever  wird  den  Rechtsanspruch  auf  einen  Betreuungsplatz  in  einer 
Tageseinrichtung  für  unter  dreijährige  Kinder  (spätestens)  ab  1.  August  2013 
einlösen.

2. Die  Verwaltung  wird  aufgefordert,  ohne  Verzug  ein  durchdachtes  und 
zukunftsweisendes  Kinderbetreuungskonzept  einschl.  Bedarfsplanung  zu 
erarbeiten. 

3. Bei der Erarbeitung sind sämtliche Einrichtungen der bisherigen Kinderbetreuung 
zu beteiligen. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass auch die privaten und 
gewerblichen Einrichtungen zu beteiligen sind, soweit diese dazu bereit sind.
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4. Bei  der  Bedarfsplanung  sind  die  privaten  und  gewerblichen  Einrichtungen  zu 
berücksichtigen,  soweit  nicht  rechtliche,  fachliche  oder  tatsächliche 
Voraussetzungen  dagegen  sprechen.  Für  genehmigte  und  zugelassene 
Betreuungseinrichtungen sind beim Landkreis die Aufnahmeanträge zu stellen.

5. Eine finanzielle Gleichstellung der privaten und gewerblichen Einrichtungen mit den 
freien  und  öffentlichen  Jugendeinrichtungen  kann  nur  erfolgen,  wenn  rechtliche 
Voraussetzungen dafür gegeben sind.

6. Im Betreuungskonzept ist auf folgende Schwerpunkte Wert zu legen.

6.1  Qualität  geht  vor  Quantität.  Das  Kindeswohl  hat  oberste  Priorität.  Gerade  für 
Kinder  unter  drei  Jahren  haben  sich  die  Lebens-  und  Bildungsorte  an  den 
Bedürfnissen  und  Potenzialen  zu  orientieren.  Sie  sind  daher  entsprechend 
auszugestalten.

6.2 Nach dem Vorwort zum Kinderförderungesetz muss ein geschaffener Platz auch 
ein guter Platz sein. Die Qualitätsfrage ist nicht von der Ausbaufrage zu trennen.

6.3 Die Kindertagespflege (Landkreis) ist als gleichrangige Alternative anzusehen und 
daher  zu  berücksichtigen.  Den  Eltern  wird  damit  die  Wahl  zwischen  den 
unterschiedlichen Betreuungsmöglichkeiten gegeben.

6.4  Es  ist  eine  Regelbetreuung  von  7.00  Uhr  bis  18.00  Uhr  sicher  zu  stellen. 
Sonderöffnungszeiten  müssen  gewährleistet  werden.  Ganztagsbetreuung  und 
Ferienbetreuung  sind  anzubieten.  Außerdem  ist  eine  SOS-Gruppe  mit 
Übernachtungsmöglichkeiten einzurichten.
Für die Betreuung außerhalb der Regelbetreuung sind Zusatzgebühren zu erheben, 
soweit dadurch keine sozialen Härten entstehen. 

6.5 Kinder aus den Gemeinden des Umlandes sind willkommen, soweit Krippenplätze 
zur Verfügung stehen.  Allerdings entfällt  eine finanzielle  Beteiligung der  Stadt.  Das 
Einvernehmen mit den zuständigen Gremien der Umlandsgemeinden ist herzustellen.

7.  Unabhängig  von  der  Fertigstellung  des  Konzeptes  wird  die  Verwaltung  beauftragt, 
unverzüglich einen Förderantrag für  einen Krippenanbau bei  der  Kindertagesstätte  am 
Ammerländer Weg zu stellen.

Begründung
Nach  dem  Tagesbetreuungsausbaugesetz,  gültig  ab  1.1.2005,  ist  nunmehr  mit  dem 
Kinderförderungsgesetz,  gültig  ab  1.1.2009,  der  entscheidende  Schritt  hin  zu  einem 
bedarfsgerechten und qualitativ hochwertigen Angebot der Betreuung für Kinder unter drei 
Jahren  in  einer  Tageseinrichtung  getan  worden.  Ziel  sind  vor  allem  Kinder,  die  eine 
Betreuung für ihre Entwicklung besonders brauchen. Zudem sollen nicht nur berufstätige, 
sondern auch Arbeit suchende Eltern einen gesicherten Betreuungsplatz bekommen. Die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist ebenso wichtig wie die Qualität der Betreuung.

Herr Schwanzar führt aus, dass er es begrüße, dass sich nunmehr auch anderer Eltern 
zu Wort gemeldet hätten, insbesondere der Stadtelternrat der Kindertagesstätten. Seine 
Fraktion habe sich bereits beim Bau des Kindergartens Ammerländer Weg seinerzeit für  
die 3-Zügigkeit wenn nicht gar 4-Zügigkeit ausgesprochen. Seine Fraktion verstünde nicht,  
warum die Krippe am Ammerländer Weg nicht gebaut werden solle. Man benötige diese 
Plätze auch noch neben den Angeboten der „Privaten“. Sofern dort wie bei der Diakonie 
gearbeitet werde, könne man sie auch in die Planung mit aufnehmen. 
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Seine Fraktion könne den Punkt 7 des CDU-Antrages unterstützen. Es sei wichtig endlich 
den Förderantrag auf  den Weg zu bringen.  Alle  anderen Punkte  gehörten  jedoch zur 
Aussprache an den geplanten „Runden Tisch“. 

Herr Vahlenkamp erklärt, dass auch die SPD für eine Einbeziehung der Privaten in die 
Planung sei, wenn diese die gesetzlichen Erfordernisse und Bedingungen erfüllen würden. 
Dies  gelte  insbesondere  auch  für  die  Vergütung  und  die  Qualifikation  des  Personals. 
Unter diesen Voraussetzungen solle keine Einrichtung geschlossen werden.  Des weiteren 
stehe auch die SPD für ausreichende Plätze und flexible Betreuungszeiten. 

Stadtoberamtsrat Müller führt wie folgt aus: 

Schon im FachA am 15.09.2011 habe die Verwaltung mitgeteilt, dass wohl möglich ein 
Bedarf an ca. 50 Krippenplätzen – nach der vorgegebenen Quote von 35 %-  vorhanden 
sein und dieser auch noch steigen werde, so dass die Quote voraussichtlich überschritten 
werde.

Demgegenüber seien jedoch die Platzzahlen im Kindergartenbereich rückläufig, so dass 
dem  steigenden  Krippenbedarf  in  den  Folgejahren  mit  Umstrukturierungen  von 
Kindergartengruppen begegnet werden könnte. 

VA Heeren trägt an Hand einer kurzen Präsentation zu den aktuellen Kinderzahlen als 
auch den erwarteten bzw.  bisher  prognostizierten Bedarfen vor.  Insbesondere stellt  er 
dabei  heraus,  dass  der  überproportional  starke  Jahrgang  2007  mit  150  Kindern  die  
Kindergärten zum August 2012 zur Schule hin verlassen würde. Damit entstünden freie 
Kapazitäten  von  insgesamt  3  Kindergartengruppen  bei  gleichzeitig  frei  werdendem 
Personal  bis  zu  6  Kräften.  Diese  freien  Kapazitäten  könnten  zur  Umwandlung  von 
Krippenplätzen, in erster Linie im Kindergarten Lindenallee, genutzt werden. Gleichzeitig 
sei damit ein Abbau der unwirtschaftlichen Kindergartengruppen in der Steinstraße aber 
auch in der Lindenallee möglich. 

Stadtoberamtsrat Müller führt weiter aus, dass damit zu rechnen sei, dass mindestens 
60  bis  70  Krippenplätze  und  ca.  20  Tagespflegeplätze  zur  Verfügung  gestellt  werden 
müssten.

2012 bestehe zwar noch kein Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz, aber es würden 
ohne die Errichtung des besagten Anbaus voraussichtlich 20 Krippenplätze (davon 15 
Ganztagsstellen) fehlen. Die Kinder aus dem Miniclub Nemo seien nicht hinzugerechnet  
worden.

Stadtoberamtsrat Müller erläutert wie folgt:

Da die Stadt und das Diakonische Werk (DW) bei den Planungen im Mai 2011 vorsorglich 
einen höheren Bedarf  an Krippenplätzen einkalkulieren mussten u. davon auszugehen 
war,  dass  die  kommerziellen  Anbieter  bei  dem  Rechtsanspruch  nicht  berücksichtigt 
werden könnten, stand hinter dem Anbau an der Kindertagesstätte Ammerländer Weg ein 
Gesamtkonzept,  das  im  Rahmen  der  tatsächlichen  Realisierung  des  Anbaus  und  der 
damit  verbundenen Übertragung der Aufgabe auf  das Diakonische Werk den Gremien 
abschließend vorgestellt werden sollte. Zumal dann auch wieder neuere Zahlen vorliegen.

Mit  der  Vorstellung  des  Entwicklungskonzeptes  für  die  Grundschulen  im  Rahmen der 
Grundschulsanierung  Cleverns  im  Jahr  2009  und  dem  gleichzeitigen  Neubau  des 
Kindergartens  an  diesem  Standort  hatte  die  Verwaltung  auf  die  Vorteile  –  Krippe, 
Kindergarten und Grundschule möglichst an einem Standort – hingewiesen.
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Der  Anbau  an  den  Kindergarten  Ammerländer  Weg  wäre  nur  eine  konsequente 
Weiterverfolgung  dieses  Konzeptes.  Der  KiGa  sollte  durch  den  Anbau  um  eine 
Krippengruppe erweitert werden, um ähnliche Standortvorteile wie in Cleverns zu bieten;  
denn es befindet  sich die Grundschule Harlinger Weg in  unmittelbarer Nachbarschaft. 
Dieser Anbau sollte schon 2012 fertig gestellt sein, damit der Bedarf an Krippenplätzen in  
diesem Jahr  auch  ohne  Rechtsanspruch  zumindest  teilweise  hätte  abgedeckt  werden 
können. Dem wirklichen Bedarf wäre in diesem Jahr aber tatsächlich nicht genüge getan.

Aufgrund  des  vermuteten  Mehrbedarfs  im  Jahr  2013  sollte  eine  Kiga-Gruppe  in  der 
Lindenallee  ebenfalls  in  eine  Krippengruppe  umgewandelt  werden,  so  dass  ebenfalls 
Krippen- und Kindergartengruppen unter einem Dach vereint  wären und insgesamt 60 
Krippenplätze zur  Verfügung stünden.   Einen darüber  hinausgehenden Bedarf  müsste 
man  durch  kurzfristige  Lösungen  auffangen;  indem  eine  weitere  Kindergartengruppe 
umgewandelt  oder  altersübergreifende  Gruppen  eingerichtet  würden.  Man  hätte  dann 
mindestens  75  Krippenplätze.  Voraussichtlich  ca.  60  Kindergartenplätze  werden  2013 
nicht mehr benötigt. 

Ab 2014 muss mit einem erneuten Rückgang an Kindergartenplätze gerechnet werden. 
Das Konzept sieht vor, dass dann der KiGa Steinstraße, der nicht den heutigen neuen 
Anforderungen  an  eine  Betreuungseinrichtung  entspricht,   so  schnell  wie  möglich 
aufgegeben wird. Zum einen ist hier das Konzept Krippe und Kindergarten unter einem 
Dach  nicht  kostengünstig  zu  realisieren  und  zum  anderen  sind  die  gegenwärtigen 
Gruppenstärken unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit zu klein. Zudem sollte das Ziel 
angestrebt  werden,  die  Bewirtschaftung  und  Unterhaltung  der  Gebäude  zentral  zu 
verwalten und städtische Standorte zu schaffen, auf die ein unmittelbarer Zugriff möglich 
wäre. 

Insbesondere im Bereich des D. W. sollte freiwerdendes Kindergartenpersonal u. a. im 
Krippenbereich  eingesetzt  werden.  Evtl.  müssten  die  Kleingruppen  im 
Kindergartenbereich in der Lindenallee aufgegeben werden  und es wäre abzuwarten, ob 
der Fortbestand des Waldkindergartens auf Dauer sinnvoll erscheint.

Ab 2013/2014 befindet sich die Stadt und das D. W. in der Phase der Umwandlung und 
Reduzierung der Standorte bzw. der Kindergartengruppen. Diese Überlegungen haben die 
Verwaltung zu der Einschätzung bewogen, dass es unter Berücksichtigung der Belange 
der  Beschäftigten  der  Stadt  und  des  D.W.  sowie  unter  Einbeziehung  von 
Wirtschaftlichkeitsaspekten bei der Umsetzung des angedachten Konzeptes  nicht sinnvoll 
wäre,  langfristig  auf  weitere  Anbieter  zurückzugreifen.  Inwieweit  mittlerweile  mögliche 
rechtliche Vorgaben und Bedenken im Zusammenhang mit dem Abschluss der Vertrages 
zwischen der Stadt und dem D. W. tatsächlich Einfluss auf dieses Konzept nehmen kann,  
ist an dieser Stelle nicht abschließend zu beantworten.

Die  Sorgen  und  Nöte  der  Eltern  sind  absolut  verständlich.  Die  Anliegen  der  privaten 
Anbieter sind nachvollziehbar. Doch auch sie, die privaten Anbieter, stehen in der Pflicht, 
rechtliche Voraussetzungen zu erfüllen.

Nun ist es für die Eltern wichtig, nicht an dieser Stelle die rechtlichen Bewertungen zu 
diskutieren,  sondern Lösungen zu schaffen.  Deshalb schlägt die Verwaltung vor,  unter 
Berücksichtigung  aller  neuen  Gegebenheiten  so  schnell  wie  möglich  zu  einer 
Gesprächsrunde mit  VertreterInnen der sonstigen Anbietern nunmehr auch dem D. W.  
und  der  Verwaltung  einzuladen.  Jeweils  ein  VertreterIn  der  Fraktion  und  das 
Einzelratsmitglied dürfen als Zuhörer die Gesprächsrunde begleiten. Unter Zuhilfenahme 
einer  neutralen  Moderatorin  oder  eines  Moderators  soll  nochmals  gemeinsam  alles 
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versucht  werden,  Bedarfe  gemeinsam  einzuschätzen  und  Lösungsvorschläge  zu 
erarbeiten, die evtl. eine mögliche rechtliche Auseinandersetzung vermeiden könnten.

Zudem wird vorgeschlagen, dass die Verwaltung gebeten wird, u. a. die Gesamtsituation 
des Vertragswerkes mit  dem D. W.,  die Vergabe der Trägerschaft  in einem möglichen 
Anbau  am  Kindergarten  Ammerländer  Weg  und  die  Möglichkeit  der  Ein-oder 
Nichteinbeziehung  weiterer  Anbieter  rechtlich  prüfen  zu  lassen  und  erforderlichenfalls 
einen kostenpflichtigen Prüfauftrag zu erteilen.

Außerdem sollte  die Verwaltung gebeten werden,  vorsorglich einen Förderantrag beim 
Land  für  einen  möglichen  Krippenanbau  im  Ammerländer  Weg  zu  stellen,  um  sich 
lediglich erst einmal die Option zu sichern, Fördermittel zu erhalten.

Z.  Zt.  wären  die  Anträge  der  einzelnen  Fraktionen  u.  Ratsmitglieder  aus  Sicht  der 
Verwaltung,  insbesondere der des Ratsherrn Hahn und Teile des Antrages der  CDU-
Fraktion  noch  nicht  für  weitere  Entscheidungen  spruchreif.  Schon  im  Vorfeld  der  
Gespräche einen  Prüfauftrag für eine Gründung einer Private Partnership Gesellschaft zu 
vergeben, sieht  die Verwaltung als verfrüht an. Dieser Antrag sollte erst noch einmal bis  
zum Vorliegen der Gesprächsergebnisse vertagt werden. 
Antrag der FDP- Fraktion: Die Beantwortung seitens der Verwaltung liegt allen vor. 

Der CDU-Antrag wird unter TOP 6.3 weiterbehandelt. Die Beantragung der öffentlichen 
Ausschreibung sollte jedoch aus gleichem Grund zurückgestellt werden. 

Herr Schwanzar führt  aus, dass seine Fraktion die Bildung eines runden Tisches nur 
unterstützen könne. Hierzu sei ein unabhängiger Moderator erforderlich, da die „Fronten“ 
leicht verhärtet seien. Gleichzeitig sollte hier die Problematik der Hortbetreuung erörtert  
werden,  denn  es  sei  offenkundig,  dass  mehr  Hortplätze  als  bisher  geplant  benötigt 
würden. 
Wichtig  sei  in  Bezug  auf  die  Krippensituation   jedoch,  dass  schnellstmöglich  der 
Förderantrag gestellt werde.

Der Vorsitzende und Herr Andersen merken an, dass im Beschlussvorschlag der CDU-
Fraktion die Verwaltung ausdrücklich „aufgefordert“ und nicht „gebeten“ werde.

Herr Hartl erklärt, dass in der näheren Vergangenheit leider „Fronten“ aufgebaut worden 
seien. Bereits im Mai letzten Jahres habe die FDP-Fraktion Gesprächsrunden mit  den 
„Privaten“ vorgeschlagen und durchgesetzt. Dabei sei offensichtlich nur geredet und keine 
Beschlüsse bzw. Ergebnisse gefasst worden. Er sei dankbar für den CDU-Antrag, denn 
dieser  beinhalte  all  das,  was  schon  längst  hätte  umgesetzt  werden  sollen.  Nunmehr 
komme man in die Verlegenheit, dass Regressansprüche geltend gemacht würden. 

Herr Schwanzar entgegnet, dass man „die Kirche im Dorf lassen“ solle. Die vorgelegten 
Gutachten  seien  noch  nicht  durchleuchtet  worden  und  es  gebe  hier  auch  diverse 
unterschiedliche Auffassungen. Es liege noch nichts auf dem Tisch, das bewertet werden 
könne. 
Es sei zudem nicht richtig, die Diakonie „vor die Tür zu setzen“. 

Herr  Andersen erklärt,  dass er  wohlweislich  nur  den  Beschlussvorschlag  vorgetragen 
habe,  um  weitere  Emotionen  aus  der  Thematik  herauszuhalten.  Der  prognostizierte 
Bedarf  von 35  % an  Krippenplätzen reiche  nicht  aus.  Dies  habe,  wie  der  Presse  zu 
entnehmen war, selbst der Landrat zwischenzeitlich erkannt. Es sei zwingend erforderlich,  
dass ein Kinderbetreuungskonzept ausgearbeitet und vorgelegt werde. Die Eltern würden 
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heutzutage  eine  Betreuung  von  07.00  Uhr  bis  18.00  Uhr  erwarten.  Dieser  Erwartung 
müsse entsprochen werden.
Er schließe sich der Auffassung des Vorsitzenden an, dass mit dem Beschlussvorschlag 
die Verwaltung nicht  gebeten, sondern aufgefordert werde, diesen umzusetzen. 

Der Vorsitzende stellt fest, dass die privaten Einrichtungen gemeinnützig werden wollten, 
wenn die Stadt sie berücksichtige und die Stadt erwarte für die Berücksichtigung zunächst  
die Gemeinnützigkeit. Das Thema drehe sich im Kreise. 

Stadtoberamtsrat  Müller erklärt,  dass  hinsichtlich  der  Betreuungswünsche  der  Eltern 
gerade  in  Jever  eine  hohe  Fluktuation  herrsche,  die  kaum  planbar  sei.  Auch  die 
Verwaltung  wolle  nach  Möglichkeit  alle  Betreuungswünsche  realisieren.  Dabei  müsse 
jedoch stets die finanzielle Machbarkeit Berücksichtigung finden. 

Herr Schwanzar beantragt, eine Vertreterin des Stadtelternrats der Kindertagesstätten in  
den runden Tisch mit einzubeziehen. 
Zudem beantrage er für seine Fraktion,  unverzüglich in die Planung des Krippenanbaus  
am Ammerländer Weg einzusteigen. 

Herr Sender erklärt, dass er über den Antrag der CDU nicht abstimmen könne. Er habe 
diesen  erst  kurz  vor  der  Sitzung erhalten  und  sich  daher  noch  nicht  mit  dem Antrag 
ausreichend befassen können. 

Herr Hartl führt aus, dass mit dem Förderantrag noch längst nicht der Krippenanbau am 
Ammerländer Weg beschlossen sei. Insofern könne dieser auf den Weg gebracht werden. 

Bürgermeisterin Dankwardt schlägt vor, zunächst über den reinen Beschlussvorschlag 
der CDU abzustimmen.

Es wird Einigung erzielt entsprechend zu verfahren. Sodann wird wie folgt abgestimmt:

Der  Vorschlag  der  CDU-Fraktion,  wie  von  Herrn  Andersen  vorgetragen,  wird  
mehrheitlich bei 2 Ja-Stimmen und 5 Nein-Stimmen abgelehnt.  

Anschließend  beantragt  Herr  Schüdzig  darüber  abzustimmen,  den  Antrag  der  CDU 
inhaltlich in den vorgesehenen Gesprächen des runden Tisches mit aufzunehmen und 
insofern auch in den ersten Absatz des Beschlussvorschlages einfließen zu lassen.  

Diesem Vorschlag wird mehrheitlich bei 5 Ja-Stimmen und 2 Stimmenthaltungen  
zugestimmt. 

Anschließend  wird  über  den  Antrag  von  Herrn  Schwanzar  auf  eine  Beteiligung  des 
Stadtelternrates an dem runden Tisch abgestimmt. 

Diesem  Antrag  wird  mehrheitlich  bei  4  Ja-Stimmen  2  Nein-Stimmen  und  1  
Enthaltung zugestimmt. 

Anschließend wird über den Antrag von Herrn Schwanzar auf eine unverzüglich Aufnahme 
der weiteren Planungen des Krippenanbaus am Ammerländer Weg abgestimmt. 

Dieser Antrag wird mehrheitlich bei 2 Ja-Stimmen und 5 Nein-Stimmen abgelehnt.

Danach  ergibt  sich  folgende  Beschlussfassung  über  den  1.  Absatz  des 
Beschlussvorschlages der Verwaltung:
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Die  Verwaltung  wird  aufgefordert,  unter  der  Voraussetzung  der  
Teilnahmebereitschaft  der  VertreterInnen  des  Mini-Clubs  Nemo,  des  Hauses  
Sonnenkäfer,  des  Diakonischen  Werkes  Jever  e.V.  und  des  Stadtelternrates  der  
Kindertagesstätten  kurzfristig  zu  einer  Gesprächsrunde  unter  der  
Gesprächsführung  einer  Moderatorin  oder  eines  Moderators  und  der  
Protokollführung  der  Stadt  einzuladen.  Neben  VertreterInnen  der  Verwaltung  
besteht  die  Möglichkeit,  dass  jede  Ratsfraktion  ein  Ratsmitglied  als  ZuhörerIn  
entsendet.  Das  gleiche  Recht  gilt  für  das  Einzelratsmitglied.  Ziel  dieser  
Gesprächsrunde soll es sein, Bedarfe im Bereich der Krippen zu besprechen und  
einzuschätzen, sowie gemeinsame Lösungs- bzw. Kompromissvorschläge im Sinne  
aller Beteiligten und Betroffenen zu erarbeiten. Dabei sollen die Inhalte des oben  
aufgeführten CDU-Antrages, Punkte 1 bis 6.5, mit einfließen. 

Danach wird der Absatz 2 des Vorschlages der Verwaltung bei 4 Ja-Stimmen und 3 Nein-
Stimmen mehrheitlich wie folgt beschlossen:

Die  Verwaltung  wird  aufgefordert,  u.a.  die  Gesamtsituation  hinsichtlich  des  
Vertragswerkes mit dem Diakonischen Werk, der Vergabe der Trägerschaft in einem  
möglichen Anbau am Kindergarten Ammerländer Weg und die Möglichkeiten der  
Ein-  oder  Nichteinbeziehung  weiterer  Anbieter  rechtlich  prüfen  zu  lassen  und  
erforderlichenfalls einen kostenpflichtigen Prüfauftrag zu erteilen. 

Danach  wird  der  Absatz  3  des  Vorschlages  der  Verwaltung  einstimmig  wie  folgt  
beschlossen:

Die Verwaltung wird aufgefordert,  vorsorglich einen Förderantrag beim Land für  
einen möglichen Krippenanbau im Ammerländer Weg zu stellen, um sich lediglich  
erst einmal die Option zu sichern, Fördermittel zu erhalten.   

Abschließend  zieht  Herr  Andersen  die  Anträge  der  CDU-Fraktion  zu  den  
Tagesordnungspunkten 6.2 und 6.3 für seine Fraktion zurück. 

  

TOP 6.2 Kindertagesstättenbedarfsplanung der Stadt Jever;
Maßnahmen zur Umsetzung des Rechtsanspruches auf einen 
Krippenplatz
Antrag der CDU-Fraktion vom 23. Februar 2012
Vorlage: AN/0091/2011-2016

Dieser Antrag wurde von der CDU – Fraktion zurückgenommen (siehe TOP 6.1)

  

TOP 6.3 Aufnahme der Angebote privater Kindertageseinrichtungen in die 
Kindertagesstättenbedarfsplanung der Stadt Jever;
Antrag der CDU-Fraktion vom 19. Januar 2012
Vorlage: AN/0062/2011-2016
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Dieser Antrag wurde von der CDU – Fraktion zurückgenommen (siehe TOP 6.1)

  

TOP 7 Einrichtung eines Hortes in der Paul-Sillus-Schule; hier: Übernahme 
der Trägerschaft durch die Stadt Jever
Vorlage: BV/0088/2011-2016

Im Hinblick auf die Anfragen in der Einwohnerfragestunde fragt  Herr Schwanzar an, ob 
eine 2. Hortgruppe an der Schule eingerichtet werden oder ob der Hort an der Anton-
Günther-Schule bestehe bleiben könne. 

VA Meile als auch VA Heeren führen aus, dass die Einrichtung einer 2. Hortgruppe an der 
Schule  aus  Platzgründen  nicht  möglich  sei.  Es  träfe  zu,  dass  derzeit  erheblich  mehr 
Hortanmeldungen  vorliegen  würden,  die  mit  lediglich  einer  Gruppe  nicht  alle  bedient 
werden könnten. Die Beibehaltung des Hortes an der Anton-Günther-Straße sei sicherlich 
möglich, jedoch auch mit erheblichen bisher nicht eingeplanten Kosten verbunden.  

Herr Andersen trägt vor, dass auch das Hortproblem gelöst werden müsse. Er bitte daher 
die Verwaltung darum, allen Hortwünschen zu entsprechen. Man könne sich nicht immer 
auf fehlende Gelder bzw. Haushaltsmittel berufen. 

Herr Schwerdt erklärt,  dass auch in Cleverns ein Hortbedarf,  allerdings nur bis 14.00 
bzw. 15.00 Uhr bestehe. Man sollte auch hier ein entsprechendes Angebot einrichten. 

Sodann beschließt der Ausschuss einstimmig folgenden Beschlussvorschlag:

Die Stadt Jever übernimmt zum 01.08.2012 die Aufgaben eines Hort-
betriebes mit maximal 20 Plätzen an der Paul-Sillus-Grundschule.
Die Verwaltung wird beauftragt hierfür die personellen und sachli-
chen Voraussetzungen zu schaffen. 

Abstimmung: einstimmig beschlossen  Ja 7  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0  

TOP 8 Neufassung der Satzung der Stadt Jever über die Erhebung von 
Gebühren für die Inanspruchnahme von Kindertagesstätten
Vorlage: BV/0090/2011-2016

Dieser Tagesordnungspunkt wurde abgesetzt. Siehe auch unter TOP 4 „Feststellen 
der Tagesordnung“.

  

Zuständigkeit des Verwaltungsausschusses:

TOP 9 Beschluss über die Neugestaltung der Satzung für die Schulbezirke der 
Stadt Jever
Vorlage: BV/0095/2011-2016
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VA Meile trägt zur Sitzungsvorlage anhand einer ausführlichen Präsentation vor. 

Sodann beschließt der Ausschuss mehrheitlich folgenden Beschlussvorschlag: 

Der Rat beschließt die in der Anlage beigefügte Satzung über die  
Festlegung von Schulbezirken in der Stadt Jever

Abstimmung: mehrheitlich beschlossen:  Ja 8  Nein 0  Enthaltung 1  Befangen 0  

TOP 10 Kindergarten Cleverns; hier: Aufnahmesituation zum Kindergartenjahr 
2012/2013
Vorlage: MV/0092/2011-2016

VA Heeren trägt zum Sachverhalt vor. Er erläutert dabei kurz nochmals die Problematik in 
der diesjährigen Aufnahmesituation im Kindergartenbereich, insbesondere bezüglich des 
Kindergartens in Cleverns. Abschließend führt er aus, dass zunächst jedoch die Rückläufe 
über die tatsächlichen Annahmebestätigungen der jetzt vergebenen bzw. zugesagten 
Plätze abgewartet werden müsse, um eine abschließende Beurteilung treffen zu können. 
Die Verwaltung habe mit dieser Vorlage zunächst nur den Sachstand mitteilen wollen und 
werde bei Bedarf die Thematik zur nächsten Ausschusssitzung wieder aufgreifen. 

  

Eigene Zuständigkeit:

TOP 11 Genehmigung des Protokolls Nr. 1  vom 26.01.2012  - öffentlicher Teil -

Die Niederschrift Nr. 1 vom 26.01.2012   - öffentlicher Teil -   wird mit 5 Ja-Stimmen und 2 
Stimmenthaltungen wegen Nichtteilnahme genehmigt. 

  

TOP 12 Mitteilungen der Verwaltung

- keine -

  

TOP 13 Anfragen und Anregungen

Der Vorsitzende  hinterfragt nochmals den Sachverhalt hinsichtlich der Gewährung des 
jährlichen  Zuschusses  von  600,00  EUR  für  die  von  den  Fördervereinen  organisierte 
Hausaufgabenhilfe. Weiter führt er aus, dass die bisherige Praxis der Bezuschusssung 
seines  Erachtens  so  nicht  fortgesetzt  werden  dürfe,  nur  weil  eine  Schule  einen  sehr 
aktiven Förderverein habe, die anderen hingegen nicht.  
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VA Heeren  führt aus, dass bis zum Jahre 2005 das Diakonische Werk Oldenburg e.V. 
dieses  gemeinsame  Angebot  der  Paul-Sillus-Grundschule  als  auch  der  Haupt-  und 
Realschule mit dem Zuschuss der Stadt organisiert habe. 

Nachdem sich die Diakonie 2006 aus der Hausaufgabenhilfe zurückgezogen habe, sei der  
Förderverein der Grundschule Paul-Sillus eingesprungen, um dieses Angebot aufrecht zu 
erhalten. Daraufhin sei seitens der Stadt der Zuschuss jährlich an den Förderverein der  
Paul-Sillus-Schule  überwiesen  worden  in  der   Annahme,  dass  dort  der  Zuschuss 
eigenverantwortlich und entsprechend dem jeweiligen Bedarf verteilt werde. Offensichtlich 
habe  zwischenzeitlich  auch  die  Grundschule  am  Harlinger  Weg  ein  Angebot  der 
Hausaufgabenhilfe eingerichtet, ohne vom Zuschuss der Stadt Kenntnis zu haben. 
Herr  Erhard  Bruns,  beratendes  Mitglied  im  Ausschuss,  sei  zwischenzeitlich  zum 
Kassenwart  des  Fördervereins  der  Paul-Sillus-Grundschule  gewählt  worden.  Es  sollte 
daher vereinbart werden, dass Herr Bruns ab diesem Haushaltsjahr in Absprache mit der  
Verwaltung eine gerechte Verteilung der Mittel vornehme, damit auch der Förderverein der 
Grundschule Harlinger Weg und ggfls. auch der Förderverein der Grundschule Cleverns 
von diesen Mitteln profitieren würden. Dabei ist noch unklar, ob die Grundschule Cleverns 
überhaupt eine Hausaufgabenhilfe anbietet. 

Herr  Erhard  Bruns  als  auch  Herr  Schwerdt  erklären,  dass  sie  mit  dieser  Regelung 
einverstanden seien. 

Anmerkung der Verwaltung:
Die Hausaufgabenhilfe geht zurück auf einen Ratsbeschluss vom 30.11.1989. Sinn und  
Zweck war ursprünglich die schulische Unterstützung von Asylbewerberkindern sowohl an  
der Grundschule als auch der damaligen Hauptschule. Mit den Jahren hat sich daraus  
aufgrund  zurückgehender  Zuwandererzahlen  eine  Hausaufgabenhilfe  nicht  nur  für  
ausländische Kinder sondern für entsprechend bedürftige Kinder insgesamt entwickelt.  

  

TOP 14 Schließen der öffentlichen Sitzung

Der Vorsitzende bedankt sich bei allen Anwesenden und schließt den öffentlichen Teil der 
Sitzung um 18:30 Uhr 

  

Genehmigt:

Dr. des. Matthias Bollmeyer Angela Dankwardt Andree Heeren
Vorsitzende/r Bürgermeisterin Protokollführer/in
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